
STAATSMINISTER]UM

DES INNERN

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN
01095 Dresden

Präsidenten des Sächsischen Landtages

Herrn Dr. Matthias Rößler

Bernhard-von-Lindenau-Platz 1
01067 Dresden

Kleine Anfrage des Abgeordneten Carsten Hütter (AfD)

Drs.-Nr.: 7/3499
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Sehr geehrter Herr Präsident,

namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die

Kleine Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung:

Der Sächsischen Staatsregierung liegen Erkenntnisse im Sinne der Frage-
stellungen vor, deren Mitteilung übenNiegende Belange des Geheimschutzes

(Art. 51 Abs. 2 Sächsische Verfassung [SächsVeri]) entgegenstehen. Es
handelt sich dabei um Informationen, die gemäß Nummer 8 in Verbindung mit
der Nummer 3.3 der VenNaItungsvorschrift der Sächsischen Staatsregierung
über die Behandlung von Verschlusssachen vom 4. Januar 2008 (SächsABI.
Sonderdruck Jg. 2008) als Verschlusssache eingestuft wurden. Die Einstu-

fung erfolgte zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Landesamtes für
Verfassungsschutz (LfV) Sachsen und zum Schutz nachrichtendienstlicher

Zugänge. Die Informationen sind durch nachrichtendienstliche Mittel
(§ 5 Abs. 1 Gesetz über den Verfassungsschutz im Freistaat Sachsen

[SächsVSG]) erlangt worden. Die Weitergabe dieser Informationen, die mit
Blick auf die wiederholte und räumlich umfassende Fragestellung den gesam-

ten Phänomenbereich abdecken, würde die eingesetzten Methoden der

Nachrichtenbeschaffung den im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens
zu beteiligenden Personen offenbaren oder Rückschlüsse auf die Art nach-

richtendienstlicher Zugänge ermöglichen und somit die Arbeitsfähigkeit des
LfV Sachsen gefährden.
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Im Falle des Einsatzes von Personen nach § 5 Abs. 1 SächsVSG stehen zudem Rechte

Dritter im Sinne von Art. 51 Abs. 2 SächsVerf entgegen. Diese Personen wären bei einer

Mitteilung in ihren Grundrechten auf Leben, körperliche Unversehrtheit oder Freiheit der

Person gefährdet. Die Staatsregierung trifft eine Schutzpflicht gegenüber ihren nachrich-

tendienstlichen Quellen und sie hat insoweitjegiiche Handlungen zu unterlassen, die zu
einer Enttarnung der Quelle führen können.

Darüber hinaus ist das Vertrauen in die Fähigkeit eines Nachrichtendienstes, die Identität

seiner Quellen zu schützen, für seine Funktionsfähigkeit essentiell. Die Mitteilung von
Erkenntnissen im gewählten Verfahren, die Rückschlüsse auf nachrichtendienstliche Zu—

gänge zulassen, würde sich nachhaltig negativ auf die Fähigkeit des LfV Sachsen aus-
wirken, solche Zugänge zu gewinnen bzw. solche Kontakte fortzuführen.

Diese teils dauerhafte Beeinträchtigung von Rechtsgütern war mit dem lnformationsinte-

resse des Abgeordneten abzuwägen. Die Abwägung ergab, dass dem Geheimschutz

und dem Schutz der Rechte Dritter hier Vorrang vor dem Informationsanspruch der Ab-
geordneten zukommt.

Die Staatsregierung hat in die Abwägung einbezogen, ob andere Formen der Informa-
tionsübermittlung möglich sind, die das lnformationsinteresse des Parlaments unter

Wahrung berechtigter Geheimhaltungsinteressen der Regierung befriedigen. Mit Blick
auf den im Rahmen der Beantwortung zu beteiligenden Personenkreis kam die Staats-

regierung zu dem Ergebnis, dass der erforderliche Geheimschutz sowie der Schutz Drit-
ter nur dann hinreichend gewährleistet werden können, wenn die Informationsübermitt-
lung unterbleibt.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Parlamentarischen Kontrollkommission auf deren
Verlangen weitergehende Auskunft erteilt wird.

Frage 1:

Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung über die Zahl und die Orte von Mo-

scheen, inkl. jegliche auch kleine islamische Gebetsräume, im 1. HJ. 2020? (Bitte
aufschlüsseln nach Ort, Größe, Betreiber [Privathesellschaft/Vereinletc.] und

Zeitraum des Betriebs)

Frage 2:

Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung darüber, wer, seit wann, derjeweilige
Eigentümer, Pächter oder Mieter der in Ziffer 1. erfragten islamischen Gebets-

räume ist und welche Gebetsräume sich insbesondere in Gebäuden des Freistaa-
tes Sachsen befinden?

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 1 und 2:

Es Iiegen Erkenntnisse vor, dass der Trägerverein der Al-Muhadjirin-Moschee in Plauen

Eigentümer des Moscheegebäudes ist. lm Ubrigen wird auf die zusammenfassende Ant-
wort der Staatsregierung auf die Fragen 1 und 2 der Kleinen Anfrage Drs.-Nr. 7/526 ver-

wiesen. Weitere neue Erkenntnisse im Sinne der Fragestellungen liegen nicht vor.
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Frage 3:

Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung darüber, welchen der in Ziffer 1. er-

fragten islamischen Gebetsräumen (bzw. deren Betreibern), wann und aus wel-

chen Gründen, von Behörden des Freistaates Sachsen der Betrieb im 1. HJ. 2020
untersagt wurde?

Frage 4:

Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung darüber, ob sich in Sachsen, und

insbesondere in der Stadt Riesa, gegenwärtig Moscheen, inkl. jegliche auch kleine

islamische Gebetsräume, in Planung oder bereits in der Bauphase befinden? (Bitte

aufschlüsseln nach Ort, Betreiber und dem Zeitpunkt des jeweils geplanten Nut-
zungsbeginns)

Frage 5:

Welche Erkenntnisse hat die Staatsregierung darüber, welche Betreiber der in Zif-

fer 1. erfragten islamischen Gebetsräume Verbindungen zu welchen extremisti-
schen oder terroristischen Vereinigungen, in welchem Umfang, im 1. HJ. 2020 un-

terhielten und welche Betreiber vom Landesamt für Verfassungsschutz in Sachsen

im 1. HJ. 2020 beobachtet wurden? (Bitte nach Zeitraum und Grund der Beobach-
tung aufschlüsseln)

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 3 bis 5:

Es wird auf die Antworten der Staatsregierung auf die Fragen 3 bis 5 der Kleinen Anfrage
Drs.-Nr. 7/526 verwiesen. Es liegen weitere Erkenntnisse vor, welche aus den in der

Vorbemerkung genannten Gründen nicht offen mitgeteilt werden können.

Mit ‚fr undlichen Grüßen

% {.}.
erI. Dr. Roland Wöller

   

Seite 3 von 3

Freistaat

SACHSEN


